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Bonn, den 20. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Maßnahmen zur Senkung der Kosten in der Landwirt- 
schaft 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeord.neten Logemann, Ertl, 
Dr. Effertz, Reichmann, Wächter, Walter und Genossen 
— Drucksache V/814 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Maßndhmen traf die Bundesregierung auf Grund ihrer 
Feststellungen in dem Bericht des Bundeswirtschaftsministers 
vom 9. Dezember 1963 zur Kostensenkung von deutschen 
Düngemitteln, Schädlingsbekämpfungsmitteln und Maschinen, 
die im Ausland billiger als in der Bundesrepublik verkauft 
werden? 


Aus den Feststellungen des Bundesministers für Wirtschaft in 
dem Bericht vom 9. Dezember 1963 hat die Bundesregierung fol- 
gende Konsequenzen gezogen: 

a) Es konnte erreicht werden, daß die Listenpreise für stick- 
stoffhaltige Düngemittel mit Ausnahme von Kalkstickstoff 
mit Wirkung vom 1. Juli 1964 um durchschnittlich 2®/o ge- 
senkt wurden. Die Höchstpreise wurden dementsprechend 
herabgesetzt. 

b) Das Bundeskartellamt hat der Thomasphosphat-Fabriken 
GmbH im Jahre 1964 aufgegeben, sich nicht mit dem Import 
von Thomasphosphat zu befassen, um einem Mißbrauch ihrer 
Marktstellung zu begegnen. Außerdem wurde der Höchst- 
preis für Thomasphosphat in Anpassung an die Marktver- 
hältnisse mit Wirkung vom 1. April 1964 um sieben Prozent 
gesenkt. 
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c) Auf die Preisgestaltung der Unternehmen für Schädlings- 
bekämpfungsmittel und Landmaschinen hat die Bundesre- 
gierung keine unmittelbare Einflußmöglichkeit. Im übrigen 
ist die Einfuhr dieser Güter innerhalb der westlichen Welt 
liberalisiert. 


2. Wird die Bundesregierung nach der erfolgten Zustimmung zur 
Freigabe und damit zur Erhöhung der Kalkstickstoffpreise auch 
Genehmigungen für weitere Preiserhöhungen bei Düngemitteln 
ohne Rücksicht auf die in Nummer 1 in Erinnerung gebrach- 
ten Feststellungen des Bundeswirtschaftsministers erteilen? 


Die Nachfrage nach Kalkstickstoff ist in den letzten Jahren 
ständig gestiegen. Sie konnte jedoch nicht mehr voll befriedigt 
werden, obwohl die Landwirtschaft bereit war, für Importware 
zum Teil erheblich höhere Preise zu zahlen. Der seit 1958 un- 
veränderte Höchstpreis, der — wie eine Kostenprüfung ergeben 
hat — die Herstellerkosten nicht mehr deckte, beeinträchtigte 
die Bemühungen um eine Vergrößerung des Angebots durch 
Steigerung der Erzeugung und erhöhte Einfuhren. Die Aufhe- 
bung der Preisvorschriften erfolgte nach sorgfältiger Prüfung 
und nach Anhörung der beteiligten Wirtschaftskreise. In Anbe- 
tracht der Wettbewerbsverhältnisse auf dem Kalkstickstoff- 
markt und der Substitutionskonkurrenz durch andere, wesent- 
lich billigere Stickstoffdünger ist damit zu rechnen, daß sich die 
Erhöhung der Kalkstickstoffpreise auch nach Aufhebung der 
Preisvorschriften in preispolitisch vertretbaren Grenzen hält. 

Anträge auf Preiserhöhungen bei anderen Düngemitteln wer- 
den wie immer sehr sorgfältig geprüft werden. Das gilt auch 
für den Antrag auf Erhöhung des Thomasphosphatpreises, der 
dem Bundesminister für Wirtschaft vorliegt. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die Nutzung von Ausländser- 
fahrungen für die Rationalisierung der deutschen Landwirt- 
schaft stärker zu fördern, insbesondere durch Bereitstellung 
von Mitteln zur Erprobung ausländischer Neuentwicklungen 
bei Landmaschinen und Bauten von Wirtschaftsgebäuden so- 
wie zur intensiveren Auswertung ausländischer Erfahrungen 
in der Bodenbewirtschaftung, Düngung, Schädlingsbekämpfung, 
Tierhaltung, Fütterung und Tierseuchenbekämpfung? 

Die Nutzung von Ausländserfahrungen für die Rationalisierung 
der deutschen Landwirtschaft wird von der Bundesregierung 
seit Jahren in mehrfacher Weise gefördert. 


Für den Ankauf und die Erprobung von im Ausland entwik- 
kelten landwirtsdiaftlidien Maschinen, Geräten und technischen 
Einrichtungen werden seit Jahren Bundesmittel aus einem 
hierfür besonders eingerichteten Haushaltsansatz bereitge- 
stellt. Diese Mittel sind ausreichend bemessen. 
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Für die Untersuchung und Überprüfung ausländischer Entwick- 
lungen auf den in der Frage genannten verschiedenen Fachge- 
bieten stellt die Bundesregierung jährlich Mittel für Forschungs- 
aufträge zur Verfügung. Außerdem gehört die Auswertung 
und Nutzung von Ausländserfahrungen auf den einschlägigen 
Fachgebieten zum Aufgabenbereich verschiedener, vom Bund 
getragener oder bezuschußter Forschungsanstalten und Ein- 
richtungen [z. B. Forschungsanstalt für Landwirtschaft (FAL), 
Kuratorium für Technik in der Landwirtschaft (KTL), Arbeits- 
gemeinschaft Landwirtschaftliches Bauwesen (ALB), Land- und 
Hauswirtschaftlicher Auswertungs- und Informationsdienst 
(AID)]. 

Im Rahmen des Abkommens über deutsch-amerikanische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Landbauwissenschaft wird 
ferner Wissenschaftlern Gelegenheit gegeben, sich im Ausland 
über den neuesten Stand der landwirtschaftlichen Forschung 
und Entwicklung auf den verschiedensten Gebieten zu infor- 
mieren und neue Forschungsmethoden kennenzulernen. 

Die Bundesregierung wird auch künftig im Rahmen der ihr ge- 
gebenen Möglichkeiten die Nutzung von Ausländserfahrungen 
für eine weitere Rationalisierung der deutschen Landwirtschaft 
fördern. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Experten für 
Fütterung und Mischfutterherstellung, daß durch eine den neu- 
esten Erfahrungen entsprechende Revision der Normen für 
Mischfutter eine Preissenkung der Abgabepreise an die Land- 
wirtschaft um etwa zehn Prozent erreicht werden kann? 


Auch die Bundesregierung ist von der Notwendigkeit der Erneu- 
erung des Futtermittelrechts und damit auch der Normen für 
Mischfuttermittel überzeugt. Diese dürfte zu einer Rationali- 
sierung der Mischfuttermittelherstellung beitragen und damit 
auch die Möglichkeit einer gewissen Preissenkung für den Ver- 
braucher einschließen. Eine Preissenkung in einer Größen- 
ordnung von zehn Prozent dürfte jedoch nicht zu erwarten 
sein. 


5. Bis wann wird die Bundesregierung eine Neufassung des Fut- 
termittelgesetzes vorlegen, damit die jetzt noch bestehenden 
Wettbewerbsbenachteiligungen der deutschen Landwirtschaft 
gegenüber ausländischen Konkurrenten beseitigt werden? 

Die Bundesregierung ist um eine baldige Neuregelung des Fut- 
termittelrechts bemüht. Wegen der Schwierigkeit der damit 
zusammenhängenden sachlichen und rechtlichen Fragen beab- 
sichtigt sie, zunächst einige vordringlich notwendige Änderun- 
gen wie zum Beispiel die Revision der Mischfutternormen durch 
besonderes Gesetz vorwegzunehmen. Die Bundesregierung 
hofft, eine entsprechende Vorlage im Laufe eines Jahres den 
gesetzgebenden Körperschaften zuleiten zu können. 

Hermann Höcherl 
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